Postfach 10 17 06 » 46017 Oberhausen » UN 2/2023 


Deutschland, 
Dein Volk wird 


ausgestorben! 
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»Wir sagen aber auch seit 20 Jahren, wir sind ein Einwanderungsland und 
schon längst eine Einwanderungsgesellschaft. Jeder vierte Mensch in die- 
sem Land hat eine sogenannte Einwanderungsbiografie oder einen Migrati- 
onshintergrund. [...| Warum unterscheiden wir denn noch, denn auf die Dau- 
er gesehen, in maximal zehn bis 15 Jahren, hat wahrscheinlich schon jede 
dritte, jede zweite Person eine sogenannte Zuwanderungsgeschichte und 
insofern finde ich diese Unterscheidung macht keinen Sinn mehr. Ich finde 


wir sind so langsam an einem Kipp-Punkt.« 
Lamya Kaddor (Die Grünen), Innenpolitische Sprecherin der Bundesfraktion bei »hart aber fair« in der ARD am 16.1.2023 


UN 2/2023 : Seite 2 ww! 


Das offene Wort 


Vernunft — wo 

ist sie geblieben? 

Bei allen Vorbehalten gegen 
den ehemaligen Emigranten 
mit dem angenommenen Na- 
men Willy Brandt und seiner 
Politik muß man aber daran 
erinnern, daß der damali- 
ge Bundeskanzler im Jahre 
1973 in der Zuwanderungs- 
frage noch an Vernunft und 
Verantwortung appellierte, 
die heute weitgehend verlo- 
rengegangen sind. In seiner 
Regierungserklärung vom 
18.1.1973 mahnte er: 


»In unserer Mitte arbeiten 
fast zweieinhalb Millionen 
Menschen aus anderen Na- 
tionen; mit ihren Angehöri- 
gen bilden sie eine starke 
Minderheit in unserem Land. 
Wir wissen, daß es allzuoft 
die Not ist, die sie zu uns 
führt. [...] 


Es ist aber, meine Damen 
und Herren, notwendig ge- 
worden, daß wir sehr sorg- 
sam überlegen, wo die Auf- 
nahmefähigkeit unserer Ge- 
sellschaft erschöpft ist und 
wo soziale Vernunft und Ver- 
antwortung Halt gebieten. 
Wir dürfen das Problem nicht 
dem Gesetz des augenblick- 
lichen Vorteils allein überlas- 
sen.« 


Obwohl also damals bei we- 
nigen Millionen von Gastar- 
beitern schon die Grenze der 
Aufnahmefähigkeit unserer 
Gesellschaft infrage stand, 
wird diese Frage von den 
heute Regierenden gar nicht 
mehr gestellt. Im Gegen- 
teil: Die deutsche Wirtschaft 
brauche jährlich 400.000 Zu- 
wanderer, heißt es. 


Wo bleiben da Vernunft und 
Verantwortung für unser 
deutsches Volk, fragt sich 


Ihre Sabine Möller 


un-nachrichten.de 
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Kipp-Punkt ist erreicht? 


Triumphierend konnte die Grü- 
nen-Politikerin Lamya Kaddor in 
der ARD-Sendung »Hart aber 
Fair« verkünden: »Ich finde, 
wir sind so langsam an einem 
Kipp-Punkt.« 


In der Diskussion über den KIi- 
mawandel wird sehr oft von 
Kipp-Punkten gesprochen, also 
von einem Zustand, in dem der 
Klimawandel, einmal begonnen, 
sich beschleunigt und nicht mehr 
umkehrbar sei. 


Genauso meint es auch Frau 
Kaddor, Tochter syrischer Ein- 
wanderer - allerdings hier bei der 
Zuwanderung und Überfremdung 
Deutschlands. 


Kaddor ist nicht irgendeine un- 
bedeutende, durchgeknallte Grü- 
nenpolitikerin, nein, sie ist Spre- 
cherin ihrer Fraktion für Innen- 
und Religionspolitik. Sie kennt 
die Zahlen der Zuwanderung und 
deren Auswirkung auf unseren 
Staat sehr genau. 


Sie studierte Arabistik, Islamwis- 
senschaft und Erziehungswis- 
senschaft und unterrichtete unter 
anderem an einer Grundschule 
und an der Glückauf-Hauptschu- 
le in Dinslaken-Lohberg. In die 
Schlagzeilen gelangte sie, weil 
sich fünf Schüler dieser Schule 
der sogenannten »Lohberger Bri- 
gade« anschlossen und für den 
Dschihad nach Syrien zogen. 


SPIEGEL DER ZEIT 


RR 


xD Bevölkerung, 


Besser als der ehemalige Bun- 
destagspräsident Norbert Lam- 
mert (CDU) kann man das 
gemeinsame Ziel von Grün-Rot- 
Schwarz nicht zusammenfassen. 
Er kommt in der Rezension ihres 
Buches »Muslimisch, weiblich, 
deutsch. Mein Weg zu einem 
zeitgemäßen Islam« zu dem Er- 
gebnis: 


»Tatsächlich ist das Problem 
von Migration und Integration in 
Deutschland nicht, daß wir zu viel 
Zuwanderung, sondern daß wir 
zu wenig Einbürgerung haben. 
Warum dies so ist und warum es 
sich ändern muß, dafür vermittelt 
das Buch beachtliche Hinweise.« 


Alle Deutschen sind aufgeru- 
fen sich zu entscheiden, ob 
sie selbst, ihre Familien und 
Kinder künftig in einem Land 
leben wollen, in dem sie eine 
Minderheit unter Fremden 
sind! 


ZUM NACHDENKEN: 


gen fremd im 
eignen Land! 


(Spruch als Aufkleber erhältlich) 
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Bedrohte Völker - auch in Europa! 


Die »Gesellschaft für bedrohte 
Völker« ging 1970 aus der Ham- 
burger »Aktion Biafra-Hilfe« her- 
vor, die im Juni 1968 während 
des Biafra-Krieges von Tilman 
Zülch und Klaus Guercke gegrün- 
det wurde, um die Weltöffentlich- 
keit auf die Geschehnisse in Bi- 
afra aufmerksam zu machen und 
dem dortigen Völkermord Einhalt 
zu gebieten. 


Ihre Zielsetzung: »Der Verein 
wendet sich gegen jeden Ver- 
such, ein Volk, eine ethnische 
oder religiöse Gemeinschaft oder 
Minderheit, ihre Sicherheit, ihr Le- 
ben, ihr Recht auf Eigentum und 
Entwicklung, Religion sowie ihre 
sprachliche und kulturelle Iden- 
tität zu zerstören. [...| Denn wir 
stehen zu unserer Leitlinie "Auf 
keinem Auge blind"«. 


Unterstellen wir, daß die Leitlinie 
»Auf keinem Auge blind« zutrifft, 
kann eine der Hauptaufgaben 
dieser staatlich und international 
anerkannten Menschenrechts- 
organisation für die Zukunft nur 
lauten: Rettet die Deutschen und 
die Völker Europas davor, eine 
»verfolgte, bedrohte ethnische 


»Im 3. Quartal 2022 wur- 
den rund 26.500 Schwan- 
gerschaftsabbrüche in 
Deutschland gemeldet. 
Wie das Statistische Bun- 
desamt (Destatis) mitteilt, 
nahm die Zahl der Schwan- 
gerschaftsabbrüche damit 
im 3. Quartal 2022 gegen- 
über dem 3. Quartal 2021 
um 16,7 % zu. Nach Rück- 
gängen im Jahr 2021 (-5,4 
% gegenüber 2020) und im 
Jahr 2020 (-0,9 % gegen- 
über 2019) nahm die Zahl 
der Schwangerschaftsab- 
brüche in den ersten drei 
Quartalen 2022 deutlich 
zu.« 


Statistisches Bundesamt, 
Pressemitteilung vom 15.12.2022 


Minderheit« im eigenen Land zu 
werden. 


Auch wenn die Linken und Grü- 
nen vorgeben, daß man durch 
den deutschen Paß bereits Deut- 
scher sei, ist damit nicht die ethni- 
sche Herkunft ausgelöscht. Man 
ist »nur« deutscher Staatsbürger 
nicht weniger, aber auch nicht 
mehr. 


Die überwiegende Mehrheit der 
Migranten würde sich zu Recht 
dagegen wehren, wollte man per 
staatlichem Dekret ihre Herkunft 
auslöschen. 


Mit der ethnischen Herkunft wird 
die Zuordnung eines Menschen 
zu einer Gruppe von Personen 
bezeichnet, die zum Beispiel so- 
zial, kulturell oder historisch eine 
Einheit bilden oder durch ein Ge- 
fühl der Zusammengenhörigkeit 
verbunden sind. 


Nicht umsonst pochen viele Mi- 
granten auf einen »Doppelpaß«, 
um damit ihre Zugehörigkeit zu 
ihrer Ethnie deutlich zu machen. 


Diese kann nicht mit der Vergabe 
des deutschen Passes »erzwun- 
gen« werden, sondern sie ist ein 
Verwaltungsakt, der die Herkunft 
zwar verwischen soll, letztendlich 
aber Etikettenschwindel ist. 


Spätestens wenn der »Kipp- 
Punkt« erreicht ist und Deutsche 
im eigenen Land eine Minderheit 
darstellen, sind wir nur noch ein 
Teil der Bevölkerung und fallen 
unter den Minderheitenschutz. 


Dann kommen auch Deutsche 
in den »zweifelhaften Genuß«, 
laut Bundesverfassungsgericht, 
schützenswert zu sein. 


Aber nicht nur der Zustrom kul- 
turfremder, ungelernter und bil- 
dungsferner Vorderasiaten und 
Afrikaner untergräbt unsere Iden- 
tität und läßt darüber hinaus un- 
sere Sozialsysteme kollabieren. 
Auch der Wegzug gebildeter, 
arbeitswilliger und arbeitsfähiger 
Deutscher trägt dazu bei, daß wir 
nach dem »Kipp-Punkt« zur rei- 


nen Manipulationsmasse interna- 
tionaler Interessen werden. 


Den Daten des Statisti- 
schen Bundesamtes zu- 
folge wanderten 2021 rund 
64.000 deutsche Bürger 


mehr aus als ein. Die Zu- 
wanderung von Ausländern 


zog dagegen stark an. Vor 
allem Syrer und Afghanen 
kamen ins Land. Die Mi- 
gration nach Deutschland 
hat inzwischen wieder das 
»Vor-Corona-Niveau« er- 
reicht. 


Genau 247.829 Bundesbürger 
meldeten sich im Jahr 2021 ab -— 
das sind per Saldo 64.179 mehr 
deutsche Auswanderer als Rück- 
kehrer. 


Seit 2005 verließen damit 
insgesamt 792.000 mehr 
Deutsche dauerhaft die 
zu- 


Bundesrepublik, als 
rückkehrten — darunter u.a. 
Ärzte, Handwerker, Fachar- 
beiter und Ingenieure. 


Bei den eigenen Staatsbürgern 
ist die Bundesrepublik längst zum 
Auswanderungsland geworden. 
Seit 2005 verlassen jährlich mehr 
Deutsche ihre Heimat, als aus 
dem Ausland zurückkehren. 


Viele erkennen nach Jahren ei- 
nes Auslandsaufenthaltes ihr Hei- 
matland nicht wieder und wenden 
sich mit Grausen erneut ab. 


Abtreibungen, Auswanderung 


und ungezügelte Einwanderung 
machen aus Deutschland einen 
Vielvölkerstaat und aus uns Deut- 
schen ein aussterbendes Volk, 
wenn wir es zulassen! 


VÖLKER SIND GEDANKEN GOTTES 


ı EEE SEE 


UN 2/2023 : Seite 4 


www.un-nachrichten.de 


utscher Bund 


Dr. Gottfried Curio, AfD 


Am 18.1.2023 kam es im Deut- 
schen Bundestag zu einer Aktu- 
ellen Stunde mit dem Titel »Die 
Silvesterkrawalle als Ausdruck 
von Respektlosigkeit gegenüber 
dem deutschen Staat und seinen 
Einsatzkräften«. In seinem Re- 
debeitrag kritisierte Dr. Gottfried 
Curio (AfD) die »grundsätzliche 
Verachtung mancher Migran- 
ten gegenüber dem deutschen 
Staat«. Bei einem »kleinen, ge- 
wissen Teil dieser Leute« werde 
eine »Kultur der Anmaßung und 
der Grenzüberschreitung gegen- 
über dem Rechtstaat gepflegt«. 


Seiner Rede können wir nichts 
hinzufügen, wir veröffentlichen 
diese daher in Gänze: 


»Sehr geehrte Präsidentin! Mei- 
ne Damen und Herren! Hieß es 
in den letzten Jahren oft: „Bitte 
nicht böllern, damit traumatisierte 
Flüchtlinge sich nicht fürchten!“, 
so haben diese sich mittlerweile 
offenbar gut erholt. Dafür haben 
wir jetzt traumatisierte Feuer- 
wehrleute. Großstädte glichen 


Sie wollen einzelne oder 
mehrere Seiten der UN als 
Leseprobe weitergeben? 


Ihre Bestellung erledigen 
wir umgehend, Anruf 
genügt: 0208-62013781 


Parlamentsfernsehen, 18.1.2023 


(Bildschirmfoto) 


in der Silvesternacht einem 
Schlachtfeld: brennende Barrika- 
den, in Hinterhalte gelockte Ein- 
satzkräfte, Hunderte Angriffe auf 
Polizisten und Feuerwehrleute, 
Silvesterraketen als Waffe gegen 
Menschen, vor allem in Berlin, mit 
zahlreichen Festgenommenen 
aus dem migrantischen Milieu. 
Wenn sich das nicht wiederholen 
soll, meine Damen und Herren, 
dann muß jetzt etwas passieren! 


Reflexartig kamen Forderungen 
nach einem Böllerverbot, zur Ur- 
sachenvertuschung. Sind denn 
Böller das Problem? Soll man 
Silvesterfeiern auf Pfannkuchen 
und Bleigießen beschränken? 
Böller konnte man deutschland- 
weit kaufen, zu Ausschreitungen 
kam es in Großstadtmilieus mit 
hohem Ausländeranteil: Ham- 
burg, Mannheim, Bochum, Ber- 
lin-Neukölln. 


Das Problem sind nicht Raketen 
und Böller, sondern die, die sie in 
krimineller Absicht zünden. Diese 
Städte sind übrigens eingetragen 
als „Sichere Häfen“ für Flüchtlin- 
ge. Sichere Häfen für Ausländer 
vielleicht, aber nicht für Polizi- 
sten, nicht für Feuerwehrleute, 
nicht für Rettungskräfte. Da heißt 
es doch, sich ehrlich machen und 
die Ursachen benennen, meine 
Damen und Herren! 
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Neukölln ist bald überall, 
Silvester bald jeden Tag 


Das reflexartige Fokussieren auf 
eine Verschärfung des Waffen- 
rechts und ein Böllerverbot zeigt 
nur, daß man wieder einmal nicht 
an die Ursachen ran will: Ge- 
waltaffinität und Staatsverach- 
tung einer Gruppe im migranti- 
schen Milieu. 


Doch Verschweigen und Be- 
schönigen — wir haben es ge- 
rade wieder gehört — ist zum 
Grundmodus dieser Regierung 
geworden, wenn sie mit den 
verheerenden Folgen ihrer Poli- 
tik konfrontiert wird. Wer schon 
den Begriff „Clankriminalität“ ta- 
buisieren möchte — weil er allzu 
offensichtlich auf die Verursa- 
cherklientel verweist — der macht 
sich mitschuldig. Wer unsere 
Polizisten politisch an die Kette 
legen will und anweist, bei aus- 
ländischen und linken Chaoten 
beide Augen zuzudrücken, der 
wird Sturm ernten: Der Raum, 
den solche Politik durch Zurück- 
weichen freigibt, wird von den 
kriminellen Straßengangs sofort 
besetzt. 


Wir wollen nicht, daß es hierzu- 
lande weitergeht auf dem Weg 
nach Brüssel-Molenbeek, zu den 
Pariser Banlieues, nach Schwe- 
den, das ertrinkt in Bandenkrimi- 
nalität in Migrantenvierteln. Gera- 
de in kippenden Städten braucht 
es eine Nulltoleranzstrategie! 


Oder Neukölln, wo das Gesetz 
des Stärkeren schon nicht mehr 
den Staat meint, ist wirklich bald 
überall, meine Damen und Her- 
ren. 


Ein Staat, der diesen Neuan- 
kömmlingen als Erstes signa- 
lisiert, daß praktisch kein ab- 
gelehnter Asylbewerber gehen 
muß, jeder Asylbetrüger auf 
Steuerzahlerkosten dauerver- 
sorgt wird, Aufenthaltserlaubnis 
bekommt, Staatsbürgerschaft, 
der macht von Anfang an klar: 
Hier wird Recht nicht durchge- 
setzt. Das fördert doch Staats- 
verachtung. Da sagen die sich: 
Da geht noch mehr. 


Wir brauchen keine Ankündi- 
gungspolitiker, die dann doch 


BÖLLERVERBOT STATT SCHULDEINGESTÄNDNIS? 
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Berlin 


nichts umsetzen, sondern die 
ganze Zuwanderung aus archa- 
ischen Kulturen mit Clandenken, 
mit einem Ehrbegriff hinsichtlich 
physischer Gewaltdurchsetzung, 
solche Zuwanderung darf nicht 
immer weitergehen, meine Da- 
men und Herren! 


Aber Bürgermeisterin Giffey 
spricht von Berliner Jungs, wo 
die Polizeistatistik von 145 Fest- 
genommenen 111 mit ausländi- 
schem Paß ausweist, Afghanen 
und Syrer vornean, bei engerer 
Tatdefinition sogar 34 von 37. 
Wie viele der Übrigen Migrati- 
onshintergrund haben, wird nicht 
mehr erhoben. So verschleiert 
man in Berlin Migrantenkrimina- 
lität. 

Innenministerin Faeser geht noch 
weiter: Ihre erste Aktion nach Sil- 
vester war das Voranpeitschen 
einer Einbürgerungsoffensive 
mit regelhaftem Doppelpaß. Das 
soll neue Wähler rekrutieren und 
Ausländerkriminalität verschlei- 
ern. Wer einen deutschen Paß 
hat — auch wenn er den alten 
behält —, gilt in der Statistik als 


. Berlin 


Deutscher. So ein falsches Spiel 
wird Deutschland nicht retten, 
meine Damen und Herren. 


Diese Leute sind auch nicht zu 
wenig integriert, sie sind zu we- 
nig abgeschoben! 


Die Silvesternacht zeigt die 
grundsätzliche Verachtung man- 
cher Migranten gegenüber dem 
deutschen Staat. „Kleine Pa- 
schas“ ist noch zu harmlos. Bei 
einem kleinen, gewissen Teil 
dieser Leute wird eine Kultur 
der Anmaßung und der Grenz- 
überschreitung gegenüber dem 
Rechtsstaat gepflegt. Wenn das 
nur ein Prozent wären, so wä- 
ren es Zehntausende. Die haben 
schon gemerkt, daß ihnen nichts 
passiert, weil sie gebraucht wer- 
den zum Staatsumbau. 


Wer Einsatzkräfte behindert und 
attackiert, muß aber hart bestraft, 
sofort abgeschoben werden. Und 
vor allem: Er darf doch keine wei- 
tere Verstärkung mehr bekom- 
men, meine Damen und Herren! 


Es ist doch ein Witz, wenn eine 
Innenministerin, die die Grenzen 
nicht schützt und Ausreisepflich- 
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tige nicht abschiebt, dann fordert: 
So viel Repression wie nötig und 
so viel Prävention wie möglich. 
Sie hat dergleichen nicht zu for- 
dern, sie muß es umsetzen, wo 
sie als Innenministerin direkt an 
den Schalthebeln der Macht sitzt. 


Natürlich ist es schwer, konkret 
einzelne Täter, die aus Gangs 
heraus agieren, zu belangen. 
Strafverschärfungen bleiben 
da inkompatibel; da wirft Frau 
Faeser Nebenkerzen. Es braucht 
Bodycams. Aber wer das Pro- 
blem wirklich an der Wurzel 
packen will, muß angesichts der 
hohen Kriminalitätsrate migranti- 
scher Gruppen endlich dement- 
sprechend handeln, die geplan- 
ten Einwanderungspakete — sie 
sind Pullfaktoren — ad acta legen, 
ein Aktionsprogramm gegen Aus- 
länderkriminalität auflegen, Straf- 
täter, deren Asylantrag abgelehnt 
wurde, dauerhaft abschieben, 
nicht immer weitere Hochrisiko- 
gruppen ins Land holen. 


Wir müssen jetzt handeln, sonst 
ist Neukölln bald überall und Sil- 
vester bald jeden Tag.« 


Leipzig 


POLITISCH UNKORREKTE WAHRHEITEN 
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Ein Absturz Deutschlands 
wäre auch ein Scheitern Europas 


Die früheren Exportüberschüsse 
Deutschlands waren immer auch 
das Umverteilungspotenzial Eu- 
ropas. Mehr als 20 Jahre stän- 
diger Exportüberschüsse 
wurden »europäisch aus- 
geglichen« durch Defizite 
der meisten übrigen euro- 
päischen Mitgliedsstaaten, wie 
vor allem Griechenland, Italien, 
Frankreich und Spanien. 


Allerdings haben nicht alle au- 
Rereuropäischen Länder die 
deutschen Exportüberschüsse 
geduldet, vor allem die USA seit 
Trump nicht mehr. 


Seit seinem Wahlspruch »Ameri- 
ca first« wollte er die zunehmen- 
de Verschuldung der USA durch 
ständig größer werdende Ex- 
portdefizite vor allem gegenüber 
China und Deutschland stoppen. 
Dazu waren ihm alle Mittel eines 
Wirtschaftskrieges recht: Sank- 
tionen, Verbote, Diskriminierun- 
gen, Strafverfahren, Ausplünde- 
rungen, Kontrollen. 


Im Fokus seines Kampfes stand 
die erfolgreiche, qualitativ füh- 
rende deutsche Automobilindu- 
strie. Diese wurde der Abgasbe- 
trügereien bezichtigt, zu immer 
höheren Millionenstrafen verur- 
teilt, verfolgt und mußte sogar 
(bei VW) US-Kontrollkommissare 
in ihre Vorstandsetagen einzie- 
hen lassen. 


Auch die Sanktionen gegen Ruß- 
land zielen gewollt auf die deut- 
sche Wirtschaft. Mit Hilfe der EU 
wurde die billige russische En- 
ergieversorgung der deutschen 
Wirtschaft gekappt, die Gaslei- 
tungen gesprengt und dies nur, 
um Deutschland zu zwingen, 
dreimal so teures amerikanisches 
schmutziges »Fracking-Gas« 
einzukaufen. Seitdem liegen die 
Energiekosten der deutschen In- 
dustrie im internationalen Wett- 
bewerb achtmal so hoch wie die 


der USA. Allein schon wegen der 
Energiekosten ist ein internatio- 
naler Absturz unserer Industrie 
vorprogrammiert. 


Die Europäische Union hat nach 
ihrer Satzung kein eigenes Be- 
steuerungsrecht, sondern ist auf 
Mitgliedsbeiträge der souverä- 
nen Mitgliedsstaaten angewie- 
sen. Sie kann also nur Ausgaben 
machen, die die Mitgliedsstaaten 
genehmigen. 


Satzungsmäßig dürfte die EU ei- 
gentlich weder Schulden machen 
noch Staatsfinanzierung betrei- 
ben, also keine Pleitestaaten mit 
EU-Mitteln unterhalten. Beide 
Verbote sind mit Merkels Hilfe 
umgangen worden. Staatsfinan- 
zierung wurde »Stabilisierungs- 
hilfe« genannt, um vor allem Ita- 
lien seine Korruption und seinen 
Ausgabe-Luxus zu erhalten und 
um den Staatskonkurs zu verhin- 
dern, der gleichzeitig zum Kon- 
kurs der Euro-Zone geführt hätte. 


Das Schuldenverbot wurde mit 
der Genehmigung zu unvorstell- 
bar hohen Schulden (750 Mrd. 
Euro) für einen unbestimmten 
»New Green Deal« bewußt über- 
treten. Danach wiederum für 
»Corona«-Zahlungen, für welche 
die EU gar nicht zuständig ge- 
wesen wäre, die sie aber an sich 
gerissen hat, um zu Luxusprei- 
sen auf dubiose Weise Impfstoffe 
und Masken zu kaufen und Kurz- 
arbeitergeld für alle EU-Länder 
einzuführen. 


Merkel hat dies alles genehmigt 
und damit nicht nur die EU-Kom- 
petenzen unzulässig ausgewei- 
tet, sondern auch ihrem eigenen 
= Land unwiederbringlich ge- 
schadet. Für die Zahlungen 
an die Pleiteländer und die 
aufgenommenen Schulden 
muß Deutschland mit mehr als 
26 Prozent der Gesamtschulden 
haften und zahlen. 


Alle diese Euro-Wohltaten sind 
überhaupt nur mit der wirtschaft- 
lichen Stärke Deutschlands zu 
rechtfertigen und durchführbar. 
Die EU hat bisher ständig Um- 
verteilungsleistungen auf Kosten 
Deutschlands finanziert und da- 
mit den Pleitestaaten immer wie- 
der aufgeholfen. 


Berlusconi hat das Kind beim 
Namen genannt: Die EU sei nur 
deshalb interessant, weil man 
dadurch an deutsche Gelder 
komme! 


Eigentlich hätte das EU-Politbüro 
Deutschland schon aus Eigen- 
interesse vor den Sanktionen 
der USA schützen müssen, um 
Deutschland als starken Zahler 
zu erhalten. Daß die Kommissi- 
onspräsidentin Ursula von der 
Leyen den Gehorsam gegenüber 
den USA höher hält als die Loya- 
lität zu den Europäern, in deren 
Namen sie angeblich handelt, 
hängt auch damit zusammen, 


daß sie nicht gewählt, sondern 


von einer Brüsseler Clique aus- 
geklüngelt wurde. 


Dennoch ist es unverständlich, 
daß die EU mit der Übernahme 
der amerikanischen Sanktionen 
vorgeblich Rußland wirtschaftlich 
schaden wollte, im Effekt aber 
Deutschland mehr als Rußland 
geschadet hat. Rußland hat den 
Energieboykott durch Preisstei- 
gerungen ausgeglichen und 
damit heute mehr Energieein- 
nahmen als vorher. Deutschland 


GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN 
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dagegen hat auf 
immer und ewig 
seine billige Ener- 
giegrundlage ver- 
loren. 


Polen 


Belgien 
Ungarn 
Rumänien 
Spanien 


Die Energiemehr- 
kosten lassen un- 
sere Wirtschaft ab- 
stürzen — Betriebe 
wandern ab, im in- 
ternationalen Wett- 


Griechenland 


Nutznießer und Zahler der EU 


im Millionen Euro, Jahr: 2021, Datenquelle: Destatis 


12.918 20 05 
4.712 m 


Portugal 
Tschechien | A 
Luxemburg 0 


Bulgarien 


bewerb sind die 
Kosten nicht mehr 
tragbar. 


So hat die EU mit- 
geholfen, Deutsch- 
lands Wirtschafts- 
grundlage zu 
zerstören und ver- 
liert dadurch nicht 


Litauen 


Malta 
Irland 
Finnland 


nur den Hauptzah- a | 
ler aller EU-Lei- ki 

Dänemark 
stungen, sondern 


Schweden 
durch den Absturz | 


Deutschlands auch 
seine internationale 
Kreditwürdigkeit. 


Frankreich 


Die Finanzierung von Pleitelän- 
dern und die Genehmigung zur 
Großschuldenübernahme der EU 
durch Merkel hat alle Wirtschafts- 
wissenschaftler in Deutschland 
entsetzt und wird jetzt zum Sink- 
gewicht nicht nur Deutschlands, 
sondern auch Europas. Wenn die 
deutsche Wirtschaft abschmiert, 
wird nicht nur eine enorme Wirt- 
schaftskrise in Deutschland, son- 
dern auch in Europa entstehen. 


Es wurde dafür gesorgt, daß der 
Absturz Deutschlands und damit 
der EU nicht nur kurzfristig und 
vorübergehend erfolgt, sondern 
auf Dauer: 


Die auf wessen Befehl auch 
immer erfolgte Sprengung der 
Gasleitung »Nord Stream« hat 
die Versorgung mit billigem russi- 
schem Gas nicht nur vorüberge- 
hend, sondern auf Dauer unmög- 
lich gemacht. 


Die von den USA befohlenen 
und von der EU durchgesetzten 
Sanktionen gegen Rußland ha- 
ben Deutschland nicht nur vom 
russischen Gasbezug, sondern 


Niederlande 


 Sowakei 
Kroaten = 


Lettland 
Slowenien  — 
Zypenmn  — 


Deutechland ——  — — — - 


auch von einem Viertel aller Roh- 
stoffimporte abgeschnitten und 
so nicht nur eine vorübergehen- 
de, sondern eine dauernde Teue- 
rung verursacht. 


Die EU hat ohne Rechtsgrundla- 
ge nicht nur Dauerzahlungen an 
die bankrotte Ukraine geleistet, 
sondern auch den Wiederaufbau 
versprochen. Die Kostenbela- 
stung durch die Mitgliedsländer 
betragen mehr als 700 Milliarden 
Euro, ohne irgendeine Deckung 
dieser Zusagen und zukünftigen 
Schulden zu haben. 


Unsere grün-gelenkte Regierung 
lehnt im Gegensatz zu unseren 
europäischen Nachbarstaaten 
nicht nur die vorhandene fossile 
Ersatzenergie ab, sondern auch 
den Wiederaufbau der billigsten 
Energie, der Atomkraft — sogar 
dessen Fortbestand wird boykot- 
tiert. 


Dafür nimmt man nicht nur dau- 
ernd Energiehochpreise in Kauf, 
sondern auch den Zusammen- 
bruch unseres Energiesystems. 
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Bisher konnte jedes Land irrsinni- 
ge Beschlüsse der EU verhindern 
(Einstimmigkeit). Ausgerechnet 
Scholz kämpft nun aber für Mehr- 
heitsentscheidungen, damit die 
Empfängerländer die wenigen 
Nettogeberländer über die EU 
beliebig ausbeuten können. 


Wenn Deutschland — und damit 
die EU - wirtschaftlich abstürzt, 
können sich die südeuropäischen 
Pleiteländer nicht mehr auf dem 
Markt finanzieren, werden also 
nicht nur überschuldet, sondern 
auch zahlungsunfähig. Der Bank- 
rott der ersten Mitgliedsländer 
wird nicht nur die EU auseinan- 
derreißen, sondern auch den 
Euro abstürzen lassen — voraus- 
sichtlich sogar vernichten. 


Der Zusammenbruch des euro- 
päischen Währungssystems wird 
nicht nur eine Währungsreform, 
sondern auch eine Reform der 
übersteigerten EU erzwingen. 


Die derzeitige Vernichtung des 
deutschen Wohlstandes wird also 
nicht nur Deutschland wirtschaft- 
lich abstürzen lassen, sondern 
auch die inzwischen zum Umver- 
teilungstopf auf deutsche Kosten 
degenerierte EU in ihren Grund- 
lagen in Frage stellen. Wenn man 
über die EU nicht mehr an deut- 
sches Geld kommt, werden in den 
meisten Mitgliedsländern Enttäu- 
schung, Wut und Umverteilungs- 
kämpfe ausbrechen, welche auch 
die überfettete EU-Bürokratie 
zum Abschlanken zwingen wird. 


Noch nie hat es einer Gemein- 
schaft von fröhlichen Nehmern 
genützt, wenn sie den Hauptge- 
ber ausgeplündert haben. 


Ein verarmtes Deutschland trägt 
die EU nicht mehr, verhilft den 
Pleitestaaten nicht mehr zu neu- 
en Krediten und ist für sie deshalb 
nutzlos geworden. 


Die vorsätzlich herbeigeführte 
»große Wende« wird also nicht 
nur Deutschland, sondern auch 
Europa verändern. Das Jahr 
2023 wird daher zum Schicksals- 
jahr werden. 

Prof. Dr. Eberhard Hamer 


DIE EU HÄNGT AM TROPF DEUTSCHLANDS 
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Völkermord und Kriegsverbrechen 


Am 19.1.2023 beschloß der 
Deutsche Bundestag einstimmig, 
daß die Tötung von Tausenden 
Jesiden seit 2014 durch die Ter- 
rormiliz »Islamischer Staat« als 
Völkermord anerkannt wird. 


Zuvor hatte der Bundestag 2016 
mit einer großen Mehrheit den 
Massenmord an bis zu 1,5 Millio- 
nen Armeniern im Osmanischen 
Reich 1915 als Völkermord ein- 
gestuft. 


Es vergeht kaum ein Tag, an 
dem bundesdeutsche Politiker 
und Staatsmedien zum Krieg in 
der Ukraine nicht von russischen 
Kriegsverbrechen reden. 


Anders verhält es sich bei Völ- 
kermord und Kriegsverbrechen 
an der deutschen Bevölkerung 
während und nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Bis heute gibt es kei- 
nen Beschluß des Deutschen 
Bundestages, daß 


Dresden, Leichenberge nach den Luftangriffen vom 13. und 14. Februar 1945 


m die Bombardierung der deut- 
schen Zivilbevölkerung durch 
die alliierten Mächte mit hun- 
derttausenden Opfern ein Völ- 
kermord oder ein Kriegsver- 
brechen waren, 


m die Ermordung von unzähligen 
Deutschen nach dem Ersten 
Weltkrieg in den polnisch be- 
setzten Gebieten durch Polen 
Völkermord war, 


m die Vertreibung und Tötung 
von Millionen Deutschen nach 
dem Zweiten Weltkrieg u.a. 
durch Polen, Tschechen, Ju- 
goslawen und Russen Völker- 
mord war. 


Wo finden sich die Anträge der 
Bundestagsfraktionen zur An- 
erkennung dieser Völkermor- 
de? Wo finden sich Debatten im 
Deutschen Bundestag darüber”? 
Nirgendwo! 


Foto: Bundesarchiv, Bild 183-08778-0001 / Hahn / CC-BY-SA 3.0 


Die Ermordung 
von Zivilisten 
ist ein Kriegs- 


Bundeskanzler Olaf Scholz 
in seiner Stellungnahme zum 
Ukraine-Krieg am 3.4.2022 


Die Verurteilung der russi- 
schen Kriegsverbrechen in der 
Ukraine, die Anerkennung der 
Völkermorde an den Jesiden 
und Armeniern wirken wertlos 
und scheinheilig, solange der 
Deutsche Bundestag, die Re- 
gierenden und die Staatsme- 
dien nicht den Mut besitzen, 
auch den Völkermord und die 
Kriegsverbrechen am deut- 
schen Volk zu verurteilen. 


VÖLKERMORD VERJÄHRT NICHT! 
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Verbrechen gegen 


die Menschlichkeit 


TARBEN? WER KENNT DIE ZAHI? 


| WUNDEN SIEHT MAN DIE QUAL 


Am Ehrenmal auf dem Dresdener Heidefriedhof gedenkt am 13.2.1959 die Bevölke- 


Foto: Bundesarchiv, Bild 183-8 


rung der Stadt ihrer Toten des 13. Februar 1945 


»Die Geschichte dieses Krieges 
ist um ein neues scheußliches 
Verbrechen bereichert worden. 
Die Stadt Dresden, die mit Zehn- 
tausenden von Flüchtlingen aus 
Schlesien und der Lausitz über- 
füllt und ihrer Luftverteidigung 
wie viele andere deutsche Städ- 
te zur Zeit weitgehend entblößt 
war, wurde am Abend des 13. 
Februar von einem starken eng- 
lischen Bomberverband ange- 
griffen und, besonders in ihrem 
kunsthistorisch einmaligen Kern, 
vollständig zerstört. Die Zahl der 
Toten ist erschreckend hoch und 
bisher noch nicht dagewesen. Sie 
kann nur geschätzt werden, dürf- 
te aber zwischen 200.000 und 
300.000 liegen. Militärische oder 
nur kriegswichtige Ziele sind in 
der Stadt, die in aller Welt wegen 
ihrer einmaligen Werke der deut- 
schen Barockbaukunst bekannt 
war, kaum vorhanden. Zumindest 
nicht in einem Ausmaß, das eine 
so totale Zerstörung gerechtfertigt 
hätte. Nicht eines dieser Kleinode 
europäischer Kultur blieb erhal- 
ten. 


Die Briten wandten eine neue 
Angriffstaktik an. Ihr bisheriges, 


stets erfolgreiches System be- 
stand darin, auf eine Stadt zu- 
nächst Sprengbomben und da- 
nach Brandbomben abzuwerfen, 
um erst einmal „Luft zu schaffen“ 
und den Flammen für ihr Vernich- 
tungswerk bessere Nahrung zu 
geben. Sie wandten dieses Mal 
das umgekehrte Prinzip an. Beim 
ersten Aufruf warfen sie 650.000 
Brandbomben ab. Die Menschen 
wurden von Hitze und Qualm 
der entfachten Brände aus den 
Schutzräumen heraus auf die 
Straßen und Plätze der Stadt ge- 
trieben. Zehntausende flüchteten 
auf die Elbwiesen. Nun erfolgte 
der zweite Angriff. Und zwar mit 
Sprengbomben. Sie hielten un- 
ter den schutzlosen Menschen 
furchtbare Ernte. Vor allem die 
Elbwiesen, auf denen keine an- 
deren Ziele als schutzlose Zivili- 
sten zu treffen waren, wurden mit 
Bomben und Bordwaffen ange- 
griffen. Es wurde ein Massaker 
von ungeheuren Ausmaßen. 


Man geht wohl in der Annahme 
nicht fehl, diesen Angriff mit der 
Krimkonferenz in Verbindung 
zu bringen. Churchill hatte sich 
schon früher damit einverstan- 
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den erklärt, Polen für die ihm von 
Rußland geraubten Gebiete öst- 
lich der Curzonlinie mit deutschen 
Gebietsteilen zu entschädigen. Er 
hat sich auch mit der Vertreibung 
von 7-8 Millionen Deutschen aus 
diesen Gebieten einverstanden 
erklärt und im Unterhaus verkün- 
det, es würde für diese 7-8 Mil- 
lionen im Restdeutschland durch 
„Kriegsereignisse“ schon Raum 
geschafft werden. Nun dürfte ihn 
Stalin in Jalta darauf aufmerksam 
gemacht haben, daß sich der 
Krieg seinem Ende nähere, und 
daß es Zeit wäre, in der bespro- 
chenen Weise Platz für die Auf- 
nahme der aus den deutschen 
Östprovinzen zu Vertreibenden 
zu schaffen. Die erste Quote von 
rund 300.000 hat Churchill in 
Dresden auf einen Schlag erfüllt. 
Er kann zufrieden sein, 300.000 
Frauen, Kinder und wehrlose Zivi- 
listen innerhalb weniger Stunden 
zu töten, das hat in der Geschich- 
te bisher noch niemand fertigge- 
bracht. 


Wie weit hat sich doch dieser 
Krieg von allem, was man einst 
unter Völkerrecht verstand, ent- 
fernt!« 


Soweit die Tagebuchaufzeich- 
nung von Wilfred von Oven, dem 
persönlichen Pressereferenten 
des Reichsministers Dr. Goeb- 
bels, vom 15.2.1945. 


(aus: Wilfred von Oven, 
»Dr. G. - Meister der Propaganda, Band 2«, 
VAWS-Verlag, Bingen 1997) 


"Wir müssen doch 
eines aus dieser 
Geschichte der Ge- 
walt gelernt haben: 
Straffreiheit für Ver- 


brechen gegen die 
Menschlichkeit ist 
Beihilfe. Dies müs- 
sen wir beenden. 


Jürgen Trittin (Die Grünen) vor dem 
Deutschen Bundestages, 6.4.2022 


GEGEN DAS VERGESSEN! 
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Deutsche Panzer vor Charkow 


Geschichte scheint sich doch zu 
wiederholen! 1942 fand in der 
Nähe von Charkow (heute Char- 
kiw) eine der größten Panzer- 
schlachten des Zweiten Weltkrie- 
ges zwischen der Roten Armee 
und der Deutschen Wehrmacht 
statt. 


Rund 240.000 sowjetische Solda- 
ten gerieten in Kriegsgefangen- 
schaft, etwa 1.250 sowjetische 
Panzer wurden in den Kämpfen 
vernichtet oder erbeutet. Die für 
die sowjetische Frühjahrs- und 
Sommeroffensive vorgesehenen 
Kräfte waren nicht mehr vorhan- 
den. 


Gut 80 Jahre später sollen nach 
dem Willen des Kriegskabinetts 
unter rotgrüngelber Führung wie- 
der deutsche Panzer vor Char- 
kow stehen. 


Mit dem gewichtigen Unter- 
schied, daß es vor 80 Jahren um 
das Überleben Deutschlands ge- 
gen den bolschewistischen Geg- 
ner ging und wir heute (angeblich 
als »Nicht-Kriegspartei«) durch 
die Lieferung von Kampfpanzern 


an die Ukraine aktiv in einen Kon- 
flikt Dritter eingreifen. 


Auch wenn man über die Un- 
terstützung der Ukraine durch 
die NATO, vorneweg durch die 
Bundesrepublik Deutschland, 
geteilter Meinung sein mag, ist 
die Begeisterung, mit der die rot- 
grüngelben »Friedensfreunde« 
jede Verschärfung des Konfliktes 
bejubeln, völlig unverständlich. 

Ginge es nach Frau Strack-Zim- 
mermann von der FDP und Herrn 
Hofreiter von den Grünen, würde 


Deutschland noch viel tiefer im 
russisch-ukrainischen Krieg stek- 
ken. 


Sie sind allerdings nur zwei von 
viel zu vielen willfährigen bun- 
desrepublikanischen Politikern, 
die als Vollstrecker der internatio- 
nalen Kriegstreiber ihr Unwesen 
treiben. So merkt der neue Bun- 
desverteidigungsminister Boris 
Pistorius in den »tagesthemen« 
vom 25.1.2023 an: Die Ukraine 
müsse unterstützt werden, um 
den Kampf gegen Rußland füh- 
ren zu können. »Das ist in die- 
sem Punkt schlicht alternativlos.« 


Das Wohl und Wehe des ukraini- 
schen Volkes spielt für die »One- 
World-Strategen« keine Rolle. 
Hier werden wieder einmal, wie 
schon so oft in der Vergangen- 
heit, Menschen für »übergeord- 
nete« Interessen gnadenlos ge- 
opfert. 


Machen wir uns nicht zum Kom- 
plizen der Kräfte, die Krieg, Elend 
und menschliches Leid für die 
Durchsetzung und den Erfolg ih- 
rer Ziele brauchen. 


L tebe Leser. JgAHZ erIyYAL: 


Wieder ein Messerangriff, wieder Tote 
»Abends allein oder gar mit meiner kleinen 
Tochter im Bus nachhause? Im Dunklen dann 
die letzten Meter auch noch zu Fuß durch die 
unbeleuchtete Straße? Nein, tut mir leid, das 
geht nicht mehr!« 


So eine unserer ehrenamtlichen Mitarbeiterin- 
nen, die bisher nach beruflichem Feierabend bei 
uns die täglich eingehenden 60 bis 100 Emails 
»sichtet«, löscht, wenn sie strafrechtlich be- 
denklich sind oder speichert und an die »zustän- 
digen« Mitarbeiter weitergibt. Also wieder eine 
Mitarbeiterin weniger. 


»Ich soll zur Bank oder Sparkasse gehen, Geld 
abzuholen? Nur wenn jemand mitkommt! Al- 
lein habe ich Angst vor den Gestalten, die da 
rumstehen und beobachten!« 


So einer unserer älteren Mitstreiter, der zwar 
nicht redaktionell mitarbeitet, aber solche Auf- 
gaben erledigt, damit wir mehr Zeit haben für 
Recherche, Texte und die Bewältigung der täg- 
lichen Aufgaben. 


All das haben wir Messerstechern und Verbre- 
chern zu verdanken, die in Illerkirchberg zwei 
14-jährige Mädchen abstachen oder kürzlich im 
Zug von Kiel nach Hamburg wahllos auf Mit- 
reisende einstachen und mordeten. 


Das Problem sind aber nicht diese Mes- 
sermänner, das Problem ist ein Staat, der 
jährlich Zigtausende ungeprüft, ungefiltert 
und illegal einreisen läßt, sie jahrelang hier 
durchfüttert und nicht abschiebt! 


Ihe UN- Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Endlich wieder »Kriegswirtschaft«? 


Seit Jahrzehnten wird die 
Bundeswehr von den Po- 
litikern aller »staatstra- 
genden« Parteien wie das 
ungeliebte Bankert einer 
illegitimen Beziehung be- 
handelt. 


Der Stellenwert des Solda- 
tentums wurde und wird vor 
allem von rot/grün besudelt 
— die Konservativen schweigen 
dazu oder beteiligen sich sogar 
aktiv an der Demontage soldati- 
scher Tugenden. 


Erst der Krieg zwischen Rußland 
und der Ukraine läßt die Pazifi- 
sten ängstlich zusammenrücken 
und nach einem starken Militär 
schreien. 


Jetzt kann alles nicht schnell ge- 
nug gehen und Geld spielt plötz- 
lich keine Rolle mehr. 


So kann Andre Wüstner, Vor- 
sitzender des Deutschen 
Bundeswehrverbandes und 
aktiver Oberst, am 19.1.2023 un- 
widersprochen verkünden: »Es 
ist noch nicht verstanden wor- 
den, daß wir in eine Art Kriegs- 
wirtschaft müssen«. 


SEPA-Lastschriftmandat 


Foto: www.president.gov.ua 


Wüstner rechnet damit, daß der 
Krieg auch in zwei Jahren noch 
nicht vorbei ist. Er wirbt intensiv 
dafür, die Rüstungskapazitäten 
hochzufahren. 


Das ist anscheinend auch drin- 
gend notwendig, wenn man den 
Forderungen eines Herrn Melnyk 
folgen will. Der frühere ukraini- 
sche Botschafter in Deutschland 
begrüßt die angekündigte Liefe- 
rung deutscher Leopard-Kampf- 
panzer an sein Land — und stellt 
gleich weitergehende Forderun- 
gen nach modernen Kampfjets. 


»Hallelujal Jesus Christusl«, 
schrieb er auf Twitter, »Und nun, 
liebe Verbündete, laßt uns eine 
starke Kampfjet-Koalition für die 
Ukraine auf die Beine stellen, mit 
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F-16 und F-35, Eurofightern und 
Tornados, Rafale und Gripen- 
Jets — und allem, was ihr der 
Ukraine liefern könnt.« 


Melnyk ist nicht irgendein un- 
bedeutender Politiker in der 
Ukraine, nein, er ist inzwischen 
stellvertretender Außenminister 
seines Landes. 


Und weiter fordert er: »Wir 
bräuchten Kriegsschiffe, da- 
mit die Küste geschützt werden 
kann, wir haben eine sehr lange 
Küste. Wir bräuchten auch U- 
Boote, um die Gefahr zu bannen, 
daß ein neuer Angriff an der Kü- 
ste im Schwarzen Meer folgt.« 


Die weltweite Rüstungsindustrie 
wird sich die Hände reiben — die 
internationale Hochfinanz läßt 
nach dem »Corona-Reibach« 
zum zweiten Mal innerhalb kur- 
zer Zeit die Champagner-Korken 
knallen. 


Falls all diese Forderungen er- 
füllt werden sollten, was fordert 
die Raupe Nimmersatt als näch- 
stes? Langstreckenbomber, Nu- 
klearwaffen, biologische Kampf- 
stoffe ...? 
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»Integriert euch doch selber!« 


Der iranischstämmige Publizist 
Behzad Karim Khani stimmt die 
Deutschen auf ihr Wegsterben 
und die Übernahme des Lan- 
des durch Migranten ein. Andere 
Schlüsse läßt sein in der Berliner 
Zeitung veröffentlichter Hetzar- 
tikel (> www.fk-un.de/UN22312) zu 
den (jährlichen) Silvesteraus- 
schreitungen nicht zu. 


Seiner Meinung nach herrscht 
in diesem Land ein allgegen- 
wärtiger Rassismus. Wer könne 
es Migranten daher verdenken, 
»daß sie nicht so erpicht darauf 
sind, sich mit dieser Gesellschaft 
zu identifizieren?«, fragt Khani, 
der seit 1986 in und vor allem von 
eben dieser Gesellschaft lebt. 


Den »Biodeutschen«, wie er sei- 
ne Gastgeber bezeichnet, unter- 
stellt der Iraner eine mangelhaf- 
te Vergangenheitsbewältigung. 
Dies lasse sich daran ablesen, 
daß »keine einzige Synagoge, 
keine jüdische Schule und auch 
kein jüdisches Altersheim ohne 
Polizeischutz auskommt.« Daß 
antisemitische Straftaten aber in 
den seltensten Fällen von »Bio- 
deutschen«, sondern sehr viel 
öfter von arabischen Migranten 
begangen werden, paßt offenbar 
nicht in sein Weltbild. 


Den verhaßten »Biodeutschen« 
droht er unverhohlen: »Wir sind 
hier. Nicht nur für Ihre Renten- 
kassen, sondern weil wir dafür 


sorgen, daß der arische Alb- 
traum in diesem Land niemals 
Realität wird.« 


»Fangen wir dafür doch mit 
der einfachen Feststellung an, 
daß wir |...| so einfach nicht 
weggehen werden. Und Sie, 
liebe Biodeutsche, auch nicht. 
Wobei, demographisch gese- 
hen, gehen Sie durchaus weg. 
Sie sterben weg, und Ihr Land 
braucht für die kommenden 15 
Jahre ca. 400.000 neue Arbeits- 
kräfte, das heißt ungefähr eine 
Million Einwanderer pro Jahr. 
Wir Migranten werden dieses 
Land wohl erben. Wir könnten 
hier also auf Zeit spielen. Auf 
eine Zeit, die Sie nicht haben.« 
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Die angegebenen personenbezogenen Daten, die allein zum Zwecke der Aus- 
führung der Bestellung notwendig und erforderlich sind, werden auf Grundlage 
gesetzlicher Berechtigungen erhoben. 
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